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(Nr. 2370.) Geſetz wegen Verwendung überſchüſſiger Reichseinnahmen zur Schuldentilgung. 
Vom 24. März 1897. 


2 N 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
Sl. 

Unter Aufhebung der Vorſchrift im Abſatz 1 des Geſetzes vom 16. April 1896 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 103) wird die Summe, welche gemäß F. 8 des Zolltarifgeſetzes 
vom 15. Juli 1879 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 207) der Reichskaſſe von dem Ertrage der 
Zölle und der Tabackſteuer verbleibt, für das Etatsjahr 1896/97 behufs Ver⸗ 
minderung der Reichsſchuld von 130 000 000 Mark auf 180 000 000 Mark erhöht. 


§. 2. 

Ueberſteigen im Etatsjahr 1897/98 die den Bundesſtaaten zuſtehenden 
Ueberweiſungen aus den Erträgen an Zöllen, Tabackſteuer, Branntweinverbrauchs⸗ 
abgabe und Zuſchlag zu derſelben, ſowie an Reichsſtempelabgaben die aufzu⸗ 
bringenden Matrikularbeiträge, ſo ſind drei Viertheile des Ueberſchuſſes an den 
den Bundesſtaaten aus dem Ertrage der Zölle und der Tabackſteuer zu über⸗ 
weiſenden Beträgen zu kürzen und zur Verminderung der Reichsſchuld zurückzuhalten. 

Die Verminderung der Reichsſchuld erfolgt durch entſprechende Abſetzung 
vom Anleiheſoll. Soweit geeignete Anleihekredite nicht mehr offen ſtehen, wird 
über die Art der Schuldentilgung durch den Reichshaushalts-Etat Beſtimmung 
getroffen. 

§. 3. 
Ueberſteigen im Etatsjahr 1899/1900 die Matrikularbeiträge das Etats⸗ 


ſoll der Ueberweiſungen für die gleiche Periode um mehr als den Betrag der 
für das Rechnungsjahr 1897/98 über die Matrikularbeiträge hinaus erfolgenden 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. März 1897. 


Ueberweifungen, fo bleibt der Mehrbetrag inſoweit unerhoben, als auf Grund 
des F§. 2 Mittel zur Schuldentilgung verfügbar geworden ſind. 

Die in Folge deſſen zur Herſtellung des Gleichgewichts im ordentlichen 
Etat erforderliche Deckung erfolgt zu Laſten des außerordentlichen Etats. Jedoch 
iſt von dieſer Beſtimmung nur in dem Maße Gebrauch zu machen, als der Be⸗ 
darfsbetrag nicht durch Mehrerträge bei den Ueberweiſungsſteuern Deckung findet. 


$. 4. 
Bei Ermittelung des Unterſchiedes zwiſchen den Ueberweiſungen und den 
Matrikularbeiträgen werden von den letzteren die von einzelnen Bundesſtaaten zur 
Reichskaſſe zu zahlenden Ausgleichungsbeträge abgeſetzt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1897. 
(J. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


(Rr. 2371.) Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen zur Gewerbeordnung. 
Vom 25. März 1897. 
A 


Im Anſchluß an die Beſtimmung in J 2 der Bekanntmachung vom 27. No 

vember 1896 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 745) hat der Bundesrath beſchloſſen: 
den Fabrikanten überwebter Holzrouleaux gemäß F. 44 Abſatz 3 der 
Gewerbeordnung die Erlaubniß zu ertheilen, auch außerhalb des Ge⸗ 
meindebezirkes ihrer gewerblichen Niederlaſſung, ſofern dieſe im Inlande 
liegt, perſönlich oder durch in ihrem Dienſte ſtehende Reiſende ohne 
vorgängige ausdrückliche Aufforderung Beſtellungen auf überwebte 
Holzrouleaux bei anderen Perſonen zu ſuchen, als bei Kaufleuten oder 
ſolchen Perſonen, in deren Geſchäftsbetriebe Waaren der angebotenen 
Art Verwendung finden, ſowie bei Kaufleuten an anderen Orten als 
in deren Geſchäftsräumen. 


Berlin, den 25. März 1897. 


Der Reichskanzler. 


In Vertretung: 
von Boetticher. 
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